
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
17. Wahlperiode 

 

Drucksache  17/6609 

 19.06.2019 
 

Datum des Originals: 19.06.2019/Ausgegeben: 21.06.2019  

Die Veröffentlichungen des Landtags Nordrhein-Westfalen sind einzeln gegen eine Schutzgebühr beim Archiv des  
Landtags Nordrhein-Westfalen, 40002 Düsseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon (0211) 884 - 2439, zu beziehen. Der  
kostenfreie Abruf ist auch möglich über das Internet-Angebot des Landtags Nordrhein-Westfalen unter  
www.landtag.nrw.de 

 
 

 
 

Beschlussempfehlung und Bericht 
 
des Rechtsausschusses 
 
 
Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/5011 
 
Gesetz zur Verbesserung des Rechtsschutzes bei Fixierungen im Justiz- und Maßre-
gelvollzug und bei öffentlich-rechtlichen Unterbringungen in psychiatrischen Einrich-
tungen des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
 
 
 
Berichterstatter  Abgeordneter Dr. Werner Pfeil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
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schlüsse des Ausschusses angenommen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Beschlüsse des Ausschusses   

Gesetz  
zur Verbesserung  

des Rechtsschutzes bei Fixierungen  
im Justiz- und Maßregelvollzug  
und bei öffentlich-rechtlichen  

Unterbringungen in psychiatrischen 
Einrichtungen des Landes  

Nordrhein-Westfalen 
 

 Gesetz  
zur Verbesserung  

des Rechtsschutzes bei Fixierungen  
im Justiz- und Maßregelvollzug  
und bei öffentlich-rechtlichen  

Unterbringungen in psychiatrischen 
Einrichtungen des Landes  

Nordrhein-Westfalen 
 

Artikel 1 
Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
 
Das Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfa-
len vom 13. Januar 2015 (GV. NRW S. 76), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
12. Oktober 2018 (GV. NRW. S. 555) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
 
Das Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfa-
len vom 13. Januar 2015 (GV. NRW S. 76), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
12. Oktober 2018 (GV. NRW. S. 555) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 
1. § 69 wird wie folgt geändert:  
 

a) Nach Absatz 6 wird folgender Ab-
satz 7 eingefügt: 

 
 „(7) Fixierungen dürfen nur ange-

ordnet werden, wenn dies zur Ab-
wehr einer gegenwärtigen erheb-
lichen Selbstgefährdung oder ei-
ner von den Gefangenen ausge-
henden erheblichen Gefährdung 
bedeutender Rechtsgüter anderer 
unerlässlich ist und nach dem 
Verhalten der Gefangenen oder 
auf Grund ihres seelischen Zu-
standes andere, weniger ein-
schneidende Maßnahmen zur Ab-
wendung der Gefahr nicht ausrei-
chen.“ 

 
b) Die bisherigen Absätze 7 und 8 

werden die Absätze 8 und 9. 
 

 1. unverändert  

2. § 70 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 4 wird durch folgende Ab-
sätze 4 und 5 ersetzt: 

 
 „(4) Den Gefangenen sollen be-

sondere Sicherungsmaßnahmen 

 2. § 70 wird wie folgt geändert:  
 

a) unverändert  
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zusammen mit der Anordnung er-
läutert werden. Bei einer Gefähr-
dung der Sicherheit kann dies 
auch nachgeholt werden. Nach 
der Beendigung einer Fixierung, 
die nicht richterlich angeordnet 
worden ist, sind die Gefangenen 
über die Möglichkeit zu belehren, 
die Rechtmäßigkeit der durchge-
führten Maßnahme gerichtlich 
überprüfen zu lassen. Die Anord-
nung, die hierfür maßgeblichen 
Gründe, Entscheidungen zur Fort-
dauer und die Durchführung der 
Maßnahmen einschließlich der 
Beteiligung des ärztlichen Diens-
tes sind zu dokumentieren. Die 
Dokumentationspflicht erstreckt 
sich bei Fixierungen auch auf die 
Dauer der Maßnahme, die Art der 
Überwachung und die Erteilung 
einer Belehrung nach Satz 3. 

 
(5) Fixierungen nach § 69 Ab-
satz 2 Nummer 6, durch die die 
Bewegungsfreiheit der Gefange-
nen absehbar nicht nur kurzfristig 
aufgehoben wird, bedürfen der 
vorherigen ärztlichen Stellung-
nahme und richterlichen Anord-
nung. Bei Gefahr im Verzug darf 
die Anstaltsleitung die Anordnung 
vorläufig treffen. Die richterliche 
Entscheidung und ärztliche Stel-
lungnahme sind unverzüglich 
nachzuholen. Einer Antragstel-
lung bei Gericht bedarf es nur 
dann nicht, wenn bereits zu Be-
ginn der Maßnahme absehbar ist, 
dass die Entscheidung erst nach 
Wegfall des Grundes der Maß-
nahme ergehen wird oder die 
Maßnahme vor Herbeiführung der 
Entscheidung tatsächlich beendet 
und auch keine Wiederholung zu 
erwarten ist. Das Gericht ist un-
verzüglich zu unterrichten, wenn 
die Fixierung nach Antragstellung 
bei Gericht, aber vor einer gericht-
lichen Entscheidung, nicht mehr 
erforderlich ist.“ 
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b) Der bisherige Absatz 5 wird Ab-
satz 6 und Satz 2 wird aufgeho-
ben. 
 

 b) unverändert  

c) Der bisherige Absatz 6 wird Ab-
satz 7 und wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 wird das Wort  

„oder“ durch ein Komma er-
setzt und nach dem Wort 
„Gegenstände“ werden die 
Wörter „oder der Fixierung“ 
eingefügt.  

 
bb) In Satz 2 werden die Wörter 

„darüber hinaus“ gestrichen. 
 

 c) unverändert  

d) Folgender Absatz 8 wird ange-
fügt: 

 
 „(8) Für die Anordnung einer Fi-

xierung nach Absatz 5 ist das 
Amtsgericht zuständig, in dessen 
Bezirk die Anstalt ihren Sitz hat. 
Für das Verfahren gelten die Vor-
schriften nach Buch 3 Abschnitt 2 
des Gesetzes über das Verfahren 
in Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit vom 17. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2586, 2587) in 
der jeweils geltenden Fassung 
entsprechend.“ 
 

 d) Folgender Absatz 8 wird angefügt: 
 
 
„(8) Gerichtliche Zuständigkeit und 
gerichtliches Verfahren bei Fixie-
rungen nach Absatz 5 richten sich 
nach den §§ 121a und 121b des 
Strafvollzugsgesetzes vom 
16. März 1976 (BGBl. I S. 581, 
2088; 1977 I S. 436) in der jeweils 
geltenden Fassung.“ 
 

 
 

3. § 71 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die 
Wörter „und im Bedarfsfall der 
psychologische“ gestrichen, das 
Wort „suchen“ wird durch das 
Wort „sucht“ ersetzt und die Wör-
ter „, gefesselt oder fixiert“ werden 
durch die Wörter „oder gefesselt“ 
ersetzt. 

 
b) Folgende Absätze 3 und 4 werden 

angefügt: 
 
 „(3) Fixierungen werden medizi-

nisch überwacht. Die Durchfüh-
rung der Fixierung sowie der Un-
tersuchungs- und Behandlungs-
verlauf sind unabhängig von den 

 3. unverändert  
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Dokumentationspflichten nach 
§ 70 Absatz 4 durch den medizini-
schen Dienst zu dokumentieren. 

 
(4) In den Fällen der Absätze 2 
und 3 sucht im Bedarfsfall auch 
der psychologische Dienst die be-
troffenen Gefangenen alsbald und 
möglichst täglich auf.“ 
 

Artikel 2 
Änderung des Untersuchungshaftvoll-

zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 
Dem § 28 des Untersuchungshaftvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen vom 27. Ok-
tober 2009 (GV. NRW. S. 540), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Okto-
ber 2018 (GV. NRW. S. 555) geändert wor-
den ist, wird folgender Satz angefügt: 
 
„In Abweichung von § 70 Absatz 8 des Straf-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen ord-
net die Fixierung das nach § 126 der Straf-
prozessordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I 
S. 1074, 1319) in der jeweils geltenden Fas-
sung zuständige Gericht an.“ 
 

 Artikel 2 
Änderung des Untersuchungshaftvoll-

zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 
Dem § 28 des Untersuchungshaftvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen vom 27. Ok-
tober 2009 (GV. NRW. S. 540), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Okto-
ber 2018 (GV. NRW. S. 555) geändert wor-
den ist, wird folgender Satz angefügt: 
 
„Gerichtliche Zuständigkeit und gerichtliches 
Verfahren bei Fixierungen, durch die die Be-
wegungsfreiheit der Gefangenen absehbar 
nicht nur kurzfristig aufgehoben wird, richten 
sich nach § 126 Absatz 5 der Strafprozess-
ordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 
1319) in der jeweils geltenden Fassung.“ 
 

Artikel 3 
Änderung des Sicherungsverwahrungs-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 

 
Das Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalen vom 30. April 2013 
(GV. NRW. S. 212), das zuletzt durch Arti-
kel 5 des Gesetzes vom 12. Oktober 2018 
(GV. NRW. S. 555) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 
1. In der Inhaltsübersicht werden die An-

gaben zu § 70 und zu § 71 wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 70 (weggefallen) 
 
§ 71 (weggefallen)“. 

 
 
 
 
 

 Artikel 3 
Änderung des Sicherungsverwahrungs-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 

 
Unverändert  
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2. § 69 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 69 
Besondere Sicherungsmaßnahmen 

 
Die Vorschriften des Strafvollzugsge-
setzes Nordrhein-Westfalen über die 
besonderen Sicherungsmaßnahmen 
(§ 69), die Anordnung besonderer Si-
cherungsmaßnahmen und das Verfah-
ren (§ 70) sowie die medizinische und 
psychologische Überwachung (§ 71) 
gelten entsprechend.“ 

 

  

3. Die §§ 70 und 71 werden aufgehoben. 
 

  

Artikel 4 
Änderung des Maßregelvollzugsgesetzes 
 
Das Maßregelvollzugsgesetz vom 15. Juni 
1999 (GV. NRW. S. 402), das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 7. April 2017 
(GV. NRW. S. 511) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 

 Artikel 4 
Änderung des Maßregelvollzugsgesetzes 
 
Das Maßregelvollzugsgesetz vom 15. Juni 
1999 (GV. NRW. S. 402), das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 7. April 2017 
(GV. NRW. S. 511) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

 
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der An-

gabe zu § 21 folgende Angabe einge-
fügt: 

 
 „§ 21a Fesselung und Fixierung“. 
 

 1. unverändert 

2. § 17 wird wie folgt geändert: 
 
a)  Absatz 3 wird aufgehoben. 
 
b)  Absatz 4 wird Absatz 3. 

 2. unverändert  

  3.  - neu -  
In § 17a Absatz 5 Satz 2 werden nach 
dem Wort „Strafvollzugsgesetzes“ die 
Wörter „vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 
581, 2088; 1977 I S. 436) in der jeweils 
geltenden Fassung“ eingefügt. 
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3. Nach § 21 wird folgender § 21a einge-
fügt: 
 
 

„§ 21a 
Fesselung und Fixierung 

 
(1) Gegen Patientinnen und Patienten 
kann als weitere besondere Siche-
rungsmaßnahme die Fesselung ange-
ordnet werden, wenn nach ihrem Ver-
halten oder aufgrund ihres seelischen 
Zustandes in erhöhtem Maße die Ge-
fahr der Entweichung, von Gewalttätig-
keiten gegen Personen oder Sachen  
oder die Gefahr der Selbstverletzung  
oder Selbsttötung besteht.  

 
(2) Fixierungen dürfen nur angeordnet 
werden, wenn dies zur Abwehr einer ge-
genwärtigen erheblichen Selbstgefähr-
dung oder einer von den Patientinnen 
und Patienten ausgehenden erhebli-
chen Gefährdung bedeutender Rechts-
güter anderer unerlässlich ist und nach 
dem Verhalten der Patientinnen und Pa-
tienten oder auf Grund ihres seelischen 
Zustandes andere, weniger einschnei-
dende Maßnahmen zur Abwendung der 
Gefahr nicht ausreichen. 
 
(3) Die Fesselung oder Fixierung ist un-
verzüglich zu lockern oder zu entfernen, 
sobald die Gefahr nicht mehr fortbesteht 
oder durch mildere Mittel abgewendet 
werden kann. 
 
(4) Fesselungen und Fixierungen, durch 
die die Bewegungsfreiheit der Patientin-
nen und Patienten absehbar nur kurz-
fristig aufgehoben wird, werden von der 
therapeutischen Leitung der Einrichtung 
angeordnet. Bei Gefahr im Verzug kön-
nen auch andere Bedienstete diese 
Maßnahmen vorläufig anordnen. Die 
Entscheidung der therapeutischen Lei-
tung der Einrichtung ist unverzüglich 
nachzuholen. 
 
 
 
 

 4. - bisher 3. -  
Nach § 21 wird folgender § 21a einge-
fügt: 
 

„§ 21a 
Fesselung und Fixierung 

 
(1) Gegen Patientinnen und Patienten 
kann als weitere besondere Siche-
rungsmaßnahme die Fesselung ange-
ordnet werden, wenn nach ihrem Ver-
halten oder aufgrund ihres seelischen 
Zustandes in erhöhtem Maße die Ge-
fahr der Entweichung, von Gewalttätig-
keiten gegen Personen oder Sachen  
oder die Gefahr der Selbstverletzung  
oder Selbsttötung besteht.  

 
(2) Fixierungen dürfen nur angeordnet 
werden, wenn dies zur Abwehr einer ge-
genwärtigen erheblichen Selbstgefähr-
dung oder einer von den Patientinnen 
und Patienten ausgehenden erhebli-
chen Gefährdung bedeutender Rechts-
güter anderer unerlässlich ist und nach 
dem Verhalten der Patientinnen und Pa-
tienten oder auf Grund ihres seelischen 
Zustandes andere, weniger einschnei-
dende Maßnahmen zur Abwendung der 
Gefahr nicht ausreichen. 
 
(3) Die Fesselung oder Fixierung ist un-
verzüglich zu lockern oder zu entfernen, 
sobald die Gefahr nicht mehr fortbesteht 
oder durch mildere Mittel abgewendet 
werden kann. 
 
(4) Fesselungen und Fixierungen, durch 
die die Bewegungsfreiheit der Patientin-
nen und Patienten absehbar nur kurz-
fristig aufgehoben wird, werden von der 
therapeutischen Leitung der Einrichtung 
angeordnet. Bei Gefahr im Verzug kön-
nen auch andere Bedienstete diese 
Maßnahmen vorläufig anordnen. Die 
Entscheidung der therapeutischen Lei-
tung der Einrichtung ist unverzüglich 
nachzuholen. 
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(5) Absehbar nicht nur kurzfristige Fixie-
rungen nach Absatz 2 bedürfen der vor-
herigen ärztlichen und richterlichen An-
ordnung. Bei Gefahr im Verzug dürfen 
die therapeutische Leitung oder, wenn 
deren Entscheidung nicht rechtzeitig 
eingeholt werden kann, andere Be-
dienstete der Einrichtung die Anord-
nung vorläufig treffen. Die ärztliche und 
richterliche Entscheidung sind unver-
züglich nachzuholen. Einer Antragstel-
lung bei Gericht bedarf es nur dann 
nicht, wenn bereits zu Beginn der Maß-
nahme absehbar ist, dass die Entschei-
dung erst nach Wegfall des Grundes der 
Maßnahme ergehen wird oder die Maß-
nahme vor Herbeiführung der Entschei-
dung tatsächlich beendet und auch 
keine Wiederholung zu erwarten ist. 
Das Gericht ist unverzüglich zu unter-
richten, wenn die Fixierung nach An-
tragstellung bei Gericht, aber vor einer 
gerichtlichen Entscheidung, nicht mehr 
erforderlich ist. 
 
(6) Bei Fixierungen ist eine ununterbro-
chene, unmittelbare Überwachung 
durch Beschäftigte des Pflege- und Er-
ziehungsdienstes oder therapeutisches 
Personal innerhalb des betroffenen 
Raumes oder im Sichtfeld der Beschäf-
tigten des Pflege- und Erziehungsdiens-
tes oder des therapeutischen Personals 
vor dem Raum vorzuhalten (Sitzwache). 
 
(7) Die Notwendigkeit der Fixierung ist 
fortlaufend zu überprüfen und ärztlich 
zu überwachen.  
 

(5) Absehbar nicht nur kurzfristige Fixie-
rungen nach Absatz 2 bedürfen der vor-
herigen ärztlichen und richterlichen An-
ordnung. Bei Gefahr im Verzug dürfen 
die therapeutische Leitung oder, wenn 
deren Entscheidung nicht rechtzeitig 
eingeholt werden kann, andere Be-
dienstete der Einrichtung die Anord-
nung vorläufig treffen. Die ärztliche und 
richterliche Entscheidung sind unver-
züglich nachzuholen. Einer Antragstel-
lung bei Gericht bedarf es nur dann 
nicht, wenn bereits zu Beginn der Maß-
nahme absehbar ist, dass die Entschei-
dung erst nach Wegfall des Grundes der 
Maßnahme ergehen wird oder die Maß-
nahme vor Herbeiführung der Entschei-
dung tatsächlich beendet und auch 
keine Wiederholung zu erwarten ist. 
Das Gericht ist unverzüglich zu unter-
richten, wenn die Fixierung nach An-
tragstellung bei Gericht, aber vor einer 
gerichtlichen Entscheidung, nicht mehr 
erforderlich ist. 
 
(6) Bei Fixierungen ist eine ununterbro-
chene, unmittelbare Überwachung 
durch Beschäftigte des Pflege- und Er-
ziehungsdienstes oder therapeutisches 
Personal innerhalb des betroffenen 
Raumes oder im Sichtfeld der Beschäf-
tigten des Pflege- und Erziehungsdiens-
tes oder des therapeutischen Personals 
vor dem Raum vorzuhalten (Sitzwache). 
 
(7) Die Notwendigkeit der Fixierung ist 
fortlaufend zu überprüfen und ärztlich 
zu überwachen.  

 
(8) Maßnahmen nach den Absätzen 1 
und 2 sollen den Patientinnen und Pati-
enten zusammen mit der Anordnung er-
läutert werden. Bei einer Gefährdung 
der Sicherheit kann dies nachgeholt 
werden. Über Fixierungen nach Ab-
satz 5 sind Personensorgeberechtigte 
der Patientinnen und Patienten unver-
züglich zu unterrichten. Dem Wunsch 
der Patientinnen und Patienten nach 
Unterrichtung weiterer Personen soll 
entsprochen werden. Nach Beendigung 
einer Fixierung, die nicht richterlich an-

 (8) Maßnahmen nach den Absätzen 1 
und 2 sollen den Patientinnen und Pati-
enten zusammen mit der Anordnung er-
läutert werden. Bei einer Gefährdung 
der Sicherheit kann dies nachgeholt 
werden. Über Fixierungen nach Ab-
satz 5 sind Personensorgeberechtigte 
der Patientinnen und Patienten unver-
züglich zu unterrichten. Dem Wunsch 
der Patientinnen und Patienten nach 
Unterrichtung weiterer Personen soll 
entsprochen werden. Nach Beendigung 
einer Fixierung, die nicht richterlich an-
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geordnet worden ist, sind die Patientin-
nen und Patienten über die Möglichkeit 
zu belehren, die Rechtmäßigkeit der 
durchgeführten Fixierung gerichtlich 
überprüfen zu lassen. 
 
(9) Bei Fixierungen dokumentiert die 
Maßregelvollzugseinrichtung die  
 
1. Anordnung,  
2. hierfür maßgeblichen Gründe,  
3. Durchführung,  
4. Dauer, 
5. Art der Überwachung sowie  
6. die Belehrung nach Absatz 8 Satz 5. 

 
(10) Für die Anordnung einer Fixierung, 
durch die die Bewegungsfreiheit der Pa-
tientinnen und Patienten nicht nur kurz-
fristig aufgehoben wird, ist das Amtsge-
richt zuständig, in dessen Bezirk die 
Maßregelvollzugseinrichtung liegt. Das 
Verfahren richtet sich nach dem Gesetz 
über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezem-
ber 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587) in der 
jeweils geltenden Fassung.“ 

 

geordnet worden ist, sind die Patientin-
nen und Patienten über die Möglichkeit 
zu belehren, die Rechtmäßigkeit der 
durchgeführten Fixierung gerichtlich 
überprüfen zu lassen. 
 
(9) Bei Fixierungen dokumentiert die 
Maßregelvollzugseinrichtung die  
 
1. Anordnung,  
2. hierfür maßgeblichen Gründe,  
3. Durchführung,  
4. Dauer, 
5. Art der Überwachung sowie  
6. die Belehrung nach Absatz 8 Satz 5. 
 
(10) Gerichtliche Zuständigkeit und ge-
richtliches Verfahren bei einer Fixierung 
nach Absatz 5 richten sich nach den 
§§ 121a und 121b des Strafvollzugsge-
setzes vom 16. März 1976 
(BGBl. I S. 581, 2088; 1977 I S. 436) in 
der jeweils geltenden Fassung.“ 

 

Artikel 5 
Änderung des Gesetzes über Hilfen und 

Schutzmaßnahmen bei psychischen 
Krankheiten 

 
§ 20 des Gesetzes über Hilfen und Schutz-
maßnahmen bei psychischen Krankheiten 
vom 17. Dezember 1999 (GV. NRW. 
S. 662), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 6. Dezember 2016 (GV. NRW. 
S. 1062) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
 

 Artikel 5 
Änderung des Gesetzes über Hilfen und 

Schutzmaßnahmen bei psychischen 
Krankheiten 

 
Unverändert  

1. Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Satz 1 werden die Wörter „über 

einen längeren Zeitraum andau-
ernden“ durch die Wörter „abseh-
bar nicht nur kurzfristigen“ ersetzt. 

 
b) Die folgenden Sätze werden an-

gefügt: 
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 „Einer Antragstellung bei Gericht 
bedarf es nur dann nicht, wenn 
bereits zu Beginn der Maßnahme 
absehbar ist, dass die Entschei-
dung erst nach Wegfall des Grun-
des der Maßnahme ergehen wird 
oder die Maßnahme vor Herbei-
führung der Entscheidung tat-
sächlich beendet und auch keine 
Wiederholung zu erwarten ist. 
Das Gericht ist unverzüglich zu 
unterrichten, wenn die Fixierung 
nach Antragstellung bei Gericht, 
aber vor einer gerichtlichen Ent-
scheidung, nicht mehr erforderlich 
ist.“ 

 
2. Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 
a) Nach Satz 7 wird folgender Satz 

eingefügt: 
 
 „Nach Beendigung einer nicht nur 

kurzfristigen Fixierung, die nicht 
richterlich angeordnet worden ist, 
sind die Betroffenen über die Mög-
lichkeit zu belehren, die Rechtmä-
ßigkeit der durchgeführten Maß-
nahme gerichtlich überprüfen zu 
lassen.“ 

 
b) In dem neuen Satz 9 werden nach 

dem Wort „Fixierung“ die Wörter 
„sowie eine Belehrung nach Satz 8“ 
eingefügt. 

 

  

  Artikel 6 
Änderung des Jugendstrafvollzugsge-

setzes Nordrhein-Westfalen 
 
Dem § 51 des Jugendstrafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 7. April 2017 
(GV. NRW. S. 511), das durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 12. Oktober 2018 (GV. NRW. 
S. 555) geändert worden ist, wird folgender 
Satz angefügt: 
 
„Gerichtliche Zuständigkeit und gerichtliches 
Verfahren bei Fixierungen, durch die die Be-
wegungsfreiheit der Gefangenen absehbar 
nicht nur kurzfristig aufgehoben wird, richten 
sich nach § 93 des Jugendgerichtsgeset-
zes.“ 
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Artikel 6 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 

 Artikel 7 
Inkrafttreten 

 
Unverändert  
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur Verbesserung des Rechtsschutzes bei 
Fixierungen im Justiz- und Maßregelvollzug und bei öffentlich-rechtlichen Unterbringungen in 
psychiatrischen Einrichtungen des Landes Nordrhein-Westfalen“, Drucksache 17/5011, wurde 
vom Plenum am 20. Februar 2019 einstimmig zur federführenden Beratung an den Rechts-
ausschuss sowie zur Mitberatung an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales über-
wiesen.  
 
Mit dem vorliegenden Gesetz zur Verbesserung des Rechtsschutzes bei Fixierungen im Jus-
tiz- und Maßregelvollzug und bei öffentlich-rechtlichen Unterbringen in psychiatrischen Ein-
richten des Landes Nordrhein-Westfalen (Fixierungsnovelle NRW) werden die vom Bundes-
verfassungsgericht festgestellten Rechtsunsicherheiten beseitigt (vgl. Urteil vom 24. Juli 
2018). Es wird für alle Vorzugsformen geregelt, unter welchen materiellen Voraussetzungen 
eine Fixierung zulässig, welches Verfahren zu beachten und welches Gericht im Falle einer 
nicht nur kurzfristigen Fixierung für die Anordnung dieser Maßnahme zuständig ist. 
 
B Beratungsverfahren 
 
Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 30. Sitzung am 22. Februar 2019 (Aus-
schussprotokoll 17/553) erstmalig beraten und beschlossen hierzu eine schriftliche Anhörung 
durchzuführen. 
 
Dem Ausschuss lagen im Rahmen der schriftlichen Anhörung folgende Stellungnahmen vor: 
 

Sachverständige Stellungnahme 

Amtsrichterverband 
Münster 17/1399 

DBH e. V. – Fachverband für Soziale Arbeit, 
Strafrecht und Kriminalpolitik 
Köln 

17/401 

Deutscher Anwaltverein 
Berlin 17/1402 

Vorsitzender des  
Bundes der Richter und Staatsanwälte  
in Nordrhein-Westfalen e. V. 
Hamm 

17/1403 

Der Justizvollzugsbeauftragte des Landes 
Nordrhein-Westfalen 
Köln 

17/1404 
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Das Ministerium der Justiz hat auf die schriftlich eingereichten Fragen der Fraktion der SPD 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit Vorlage 17/2165 geantwortet. Der Rechts-
ausschuss hat in seiner 33. Sitzung am 8. Mai 2019 (Ausschussprotokoll 17/622) die Anhörung 
ausgewertet und in seiner 34. Sitzung am 19. Juni 2019 (Ausschussprotokoll 17/667) abschlie-
ßend beraten. Zu dieser Sitzung lag ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Frak-
tion der FDP vor (vgl. Drucksache 17/6597). 
 
 
C Abstimmung 
 

 Mitberatung 
 
 Der mitberatende Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat sich in seiner 51. 

Sitzung am 8. Mai 2019 abschließend mit dem Gesetzentwurf befasst und mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD sowie 
bei Enthaltung der Fraktion der SPD angenommen. 

 
 Federführung 

 
  
 Bei der Abstimmung über den Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion 
 der FDP, Drucksache 17/6597, wurde dieser am 19. Juni 2019 mit den Stimmen der 
 Fraktionen von CDU und FDP sowie bei Enthaltung der Fraktion der SPD, BÜNDNIS 
 90/DIE GRÜNEN und AfD angenommen. 
 
 Bei der Schlussabstimmung über den Gesetzentwurf der Landesregierung wurde  
 dieser am 19. Juni 2019 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP sowie bei 
 Enthaltung der Fraktion der SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD angenommen. 
 
 
 
 

 
 
Dr. Werner Pfeil 
Vorsitzender  

Strafverteidigervereinigung NRW e.V. 
Wuppertal 17/1405 

Professor Dr. Graf, 
Karlsruhe 17/1441 


